
«Freie Wahl für Familien»
Regierungschef Otmar Hasler über die familienpolitischen Pläne der Regierung

VADUZ – Unter anderem mit einem 
Ausbau des Betreuungsangebotes 
sowie durch die Einführung eines 
Familiengeldes will die Regierung 
Liechtensteins Familien besser 
fördern. Regierungschef Otmar 
Hasler über die Ziele dieses fami-
lienpolitischen Pakets.

• Tino Quaderer

«Volksblatt»: Herr Regierungs-

chef, welche Ziele verfolgt die Re-

gierung mit dem Familiengeld?

Otmar Hasler: In der Familie 
wird der Grundstein für solida-
risches Handeln in der Gesellschaft 
gelegt. Wenn bei uns Familien be-
nachteiligt werden, so ist es die 
Aufgabe einer nachhaltigen Famili-
enpolitik, diese zu beseitigen und 
günstige Rahmenbedingungen für 
die Gründung von Familien zu 
schaffen.

Das Familiengeld will junge Fa-
milien in ihrer Entscheidung unter-
stützen und bestehende Benachtei-
ligungen abmildern. Kinder kosten 
und das Familiengeld von 600 Fran-
ken pro Monat setzt ein starkes Si-
gnal, dass Liechtenstein ein famili-
enfreundliches Land ist und auch 
bleiben will.

Familiengeld als Signal

Wie drückt sich diese Benachtei-

ligung derzeit aus?

Junge Familien, Väter und Müt-
ter, die im Arbeitsprozess stehen, 
leisten einen doppelten Dienst an 
der Gesellschaft. Einerseits zahlen 
sie Beiträge in die Altersversiche-
rung ein und finanzieren so die 
ältere Generation. Andererseits ga-
rantieren sie durch die Erziehung 
ihrer Kinder, dass auch die jetzige, 
im Arbeitsprozess stehende Bevöl-
kerung eines Tages eine AHV hat. 
Zweiteres tun Menschen ohne 
Kinder nicht, weshalb es hier eine 
gesellschaftliche Schieflage gibt, 
die die Politik beseitigen muss. Die 
Entscheidung für Kinder darf nicht 
zum sozialen Abstieg führen. Hier 
braucht es mehr Gerechtigkeit.

Aus dem Lager der VU wurden 

Stimmen laut, welche die famili-

enpolitischen Pläne der Regie-

rung kritisierten. Es wird von 

«kostspieligen Ideen» und teuren 

Begehrlichkeiten gesprochen. 

Was sagen sie dazu?

Dies ist meiner Meinung nach ei-
ne prinzipielle Frage. Der Staat ist 
die letzten Jahre sehr sorgsam mit 
den Steuereinnahmen umgegangen 
und hat allein im Jahr 2007 einen 
Überschuss von 70 Mio. Franken er-
wirtschaftet. In diesem Zusammen-
hang stellt sich die Frage, wie wir 
mit den Überschüssen umgehen.

Überschüsse teils an 
Familien weitergeben

Einen Teil wollen wir über die 
geplante Steuerreform direkt den 
Leistungsträgern zurückgeben. Die 
Gemeinden haben dies zum Teil 
schon gemacht. Einen weiteren Teil 
werden wir sicher auf die hohe 
Kante legen, damit Reserven für 
die Zukunft bestehen, und einen 
Teil wollen wir den Familien in 
Form eines Familiengeldes, aber 
auch durch die vermehrte Unter-
stützung ausserhäuslicher Betreu-
ung zukommen lassen. Gerade die-
se sichern durch ihre Erziehungsar-
beit die Zukunft der Gesellschaft 

und dies soll staatlich auch aner-
kannt werden.

Hier stehe ich klar für eine Fami-
lienförderung ein und debattiere 
dies auch gerne mit jenen, die sich 
gegen die Förderung von Familien 
stellen wollen.

Kann das Familiengeld über-

haupt die Geburtenrate positiv 

beeinflussen?

Das Familiengeld versteht sich 
als Instrument, welches die Gebur-
tenrate positiv beeinflussen will. 
Ein Gesetz alleine kann nicht alle 
Probleme lösen und dies trifft si-
cher auch auf das Familiengeld zu.

Erfahrungen aus anderen Ländern 
und hier speziell Deutschland zeigen 
jedoch, dass mit guten Förderungs-
instrumenten die Geburtenrate nicht 
nur stabilisiert werden kann, sondern 
sich sogar eine positive Trendum-
kehr einstellt. Deutschland hatte 
2007 zum ersten Mal seit Jahren kei-
nen Geburtenrückgang mehr. Durch 
die Verbesserungen in der Familien-
politik und hier speziell auch die 
Ausweitung des Elterngeldes konnte 
die höchste Geburtenrate seit der 
Wiedervereinigung erreicht werden. 
Dies zeigt, dass unsere Vorschläge 
durchdacht und wirksam sind.

In der politischen Berichterstat-

tung wurde kritisiert, dass das 

Familiengeld nach dem Gieskan-

nenprinzip verteilt wird. Wieso 

halten Sie trotz dieser Kritik an 

einer breiten Unterstützung fest?

Diese Kritik trifft nicht zu. Wir 
sehen ein Familiengeld für in Liech-
tenstein wohnhafte Familien wäh-
rend der ersten drei Jahre nach der 
Geburt vor. Dies schränkt den Kreis 
der Bezugsberechtigten wesentlich 
ein – wenn man das Kindergeld als 
Massstab nimmt.

Erstens ist das Familiengeld zeit-
lich begrenzt und greift dort, wo 
junge Familien sich in der Exis-
tenzgründung befinden und ande-
rerseits exportieren wir diese Leis-
tung nicht ins Ausland.

Alle Kinder fördern

Da es sich beim Familiengeld 
konzeptionell um eine demogra-
fische Massnahme handelt, wollen 
wir alle Kinder und Familien gleich 
behandeln. Für uns gibt es keine 
nichtförderungswürdigen Kinder.

Damit soll das Familiengeld letzt-

lich nicht ins Ausland fliessen. Ist 

dies gerecht – gerade in Anbe-

tracht der Bedeutung der Grenz-

gänger für unsere Wirtschaft?

Ja. Ich bin der festen Überzeu-
gung, dass dies gerecht ist. Im Ge-
gensatz zum Kindergeld, welches 
auch allen Grenzgängern zugute 
kommt, soll das Familiengeld den 
Bewohnerinnen und Bewohnern in 
Liechtenstein zustehen. Schliess-
lich geht es ja auch um eine funda-
mentale Frage des Staatswesens. 
Der Staat hat ein Interesse, dass die 
Bevölkerung nicht nur durch Zuzug 
generiert wird, sondern auch durch 
Geburten im Inland.

Inwieweit ist das Familiengeld 

sozial ausgewogen?

Das Familiengeld sorgt für mehr 
Gerechtigkeit in der Familienpoli-
tik. Derzeit wird jeder Kinderbe-
treuungsplatz mit rund 1000 Fran-
ken pro Monat staatlich unterstützt. 
Familien, welche die Betreuung zu 
Hause leisten, erhalten diese Unter-
stützung nicht. Sie sind doppelt be-
nachteiligt, weil sie einerseits den 
Lohnausfall der Betreuungsperson 
zu tragen haben und andererseits 
sehen müssen, dass Familien, die 
ein anderes Lebensmodell gewählt 
haben, staatlich unterstützt werden.

Staat darf kein Lebens-
modell vorziehen

Hier macht der Staat aus meiner 
Sicht jedoch einen gravierenden 
Fehler. Er darf nicht ein Lebensmo-
dell dem anderen vorziehen und 
wertend eingreifen. Hier wollen 
wir mehr Entscheidungsfreiheit für 
die Familien. Sie selber können am 
besten entscheiden, was für sie das 
Richtige ist. Wenn diese Entschei-
dung eine Berufstätigkeit bedeutet, 
kann das Familiengeld für die ex-
terne Betreuung aufgewendet wer-
den. Wenn sich die Familie für die 
häusliche Betreuung entscheidet, 
so kann das Geld den wegfallenden 
Lohn ein wenig abmildern.

Bemängelt wurde in der poli-

tischen Berichterstattung, dass das 

Verhältnis von Direktzahlungen 

und Unterstützung von Betreu-

ungseinrichtungen nicht stimme. 

Entsteht hier eine Schieflage?

Eine Schieflage besteht aktuell, 
weil wir Familien, die Betreuungs-
einrichtungen in Anspruch nehmen, 
viel stärker fördern als Familien, 

welche die Betreuung selbst leis-
ten. Diese Schieflage wollen wir 
abmildern, ohne dass wir jedoch im 
Bereich von Betreuungseinrich-
tungen Kürzungen vornehmen. Dies 
zeigt, dass dieser Vorschlag ausge-
wogen ist und allen Bedürfnissen 
und Lebensmodellen gerecht wird. 

Wahlfreiheit stärken

Wenn man gegen das Familien-
geld ist und als Argument fehlende 
strukturelle Massnahmen angibt, so 
ist dies nicht ehrlich. Erstens wur-
den in den vergangen Jahren die 
Betreuungsstrukturen stark ausge-
baut und sollen auch in Zukunft 
verstärkt unterstützt werden. Des-
halb wäre es für Gegner des Fami-
liengeldes ehrlicher zu sagen: «Wir 
sind gegen die häusliche Betreu-
ung. Uns gefallen berufstätige Frau-
en besser und wir wollen die Kinder 
in den KITAs.» Wenn man diese 
Sichtweise vertritt, so will man den 
Menschen ein Lebensmodell auf-
zwingen und sie gezielt über fami-
lienpolitische Massnahmen in eine 
Richtung drängen. Dies wider-
spricht meiner grundlegenden poli-
tischen Überzeugung. Wir wollen 
mit unserem Vorschlag die Wahl-
freiheit stärken und es den Familien 
selbst überlassen, wie sie ihr Leben 
planen.

Viele Liechtensteiner sind noch 

skeptisch, wenn Kinder unter 

drei Jahren extern betreut wer-

den. Bedient das Familiengeld 

solche Vorbehalte?

Kinder brauchen ihre Mutter 
nicht nur bis zum dritten Lebens-
jahr. Zudem brauchen sie auch ei-
nen Vater. Doch aus der Forschung 
wissen wir auch, dass sich am Ende 
des ersten Jahres das Kind entwi-
ckelt und sich für andere Kinder 
und Erwachsene interessiert. Frü-
her wurde dieses Bedürfnis in der 
Grossfamilie oft von Oma und Opa 
oder anderen Geschwistern bedient. 
Heute, unter gesellschaftlich verän-
derten Bedingungen, wo Familien 
oft klein sind und Geschwister kei-
ne Selbstverständlichkeit mehr dar-
stellen, können Spielgruppen und 
Tagesstätten unterstützend wirken.

Das Familiengeld ist in diesem 
Zusammenhang neutral. Es über-
lässt den Eltern die Entscheidung, 
was das Beste ist und was am bes-
ten zu ihren persönlichen Lebens-
umständen passt.

Regierungschef Otmar Hasler: Das Familiengeld soll die Wahlfreiheit von Liechtensteins Familien stärken.
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 Am Dienstag, den 27. Mai, 
hält im Liechtenstein-Institut Mark Villiger 
(Bild), Richter am Europäischen Gerichts-
hof für Menschenrechte, um 18 Uhr einen 
Vortrag zum Thema «Das Urteil des Europä-
ischen Gerichtshofs für Menschenrechte. 
Zustandekommen, Bedeutung und Wir-
kungen.» Der Europäische Gerichtshof für 
Menschenrechte in Strassburg ist das grösste 
internationale Gericht der Welt. Gestützt auf 
die Europäische Menschenrechtskonvention 
(EMRK) entscheidet es über Beschwerden 
von Privatpersonen und Staaten. Jährlich er-
gehen an die 30 000 Entscheidungen und 
Urteile. Auch qualitativ ist seine Rechtspre-
chung von grosser Bedeutung, denn seine 
Urteile haben die Rechtsordnungen aller eu-
ropäischer Staaten beeinflusst. Der Refe-
rent, Richter am Gerichtshof in Strassburg 
für das Fürstentum Liechtenstein, betrachtet 
das Thema aus seiner besonderen Warte: Er 
stellt den «Lebenslauf» eines Urteils von 
Anfang bis zum Ende dar, d. h. vom Mo-
ment, wenn die Beschwerdesache vor eine 
Kammer kommt und beraten wird, bis zu 
den Wirkungen, welche das verkündete Ur-

Bei den Wirkungen ist unbestritten, dass 
die Mitgliedsstaaten gehalten sind, die Ur-
teile umzusetzen. Darüber hinaus verbleibt 
den Staaten ein gewisser Ermessensbereich, 
wie sie die Urteile in ihrer Rechts- und Ver-

fassungsordnung 
umsetzen können. 
Dieses Thema er-
laubt es dem Refe-
renten auch, auf 
den Einfluss der 
verschiedenen eu-
ropäischen Rechts-
kulturen einzuge-
hen. Er erläutert 
die Besonderheit 
der sog. separaten 
Meinungen, in de-

nen Richter, welche einem Urteil nicht zu-
stimmen, ihre abweichende Sicht erklären. 
Schliesslich zeigt er die grosse Rolle des 
Europarates bei der Durchführung der Ur-
teile auf. Im Anschluss an das Referat und 

Der Eintritt zum Vortrag ist frei, eine An-
meldung ist erbeten: Tel. 373 30 22, E-Mail: 
admin@liechtenstein-institut.li. Die Benüt-
zung des öffentlichen Verkehrs wird empfoh-
len. Ab der Post Bendern oder der Haltestel-
le Widagass ist das Liechtenstein-Institut in 
5 Gehminuten zu erreichen. (pd)

 Am Montag, den 26. Mai, fin-
det im Saal des Restaurant Rössle um 19.30 
Uhr die Jahresversammlung der FBP-Orts-
gruppe Schaan statt. Dazu sind alle Ein-
wohnerinnen und Einwohner der Gemeinde 
recht herzlich eingeladen. Der Ortsgruppen-
vorstand zieht Bilanz und auch unsere Mit-
glieder aus Gemeinderat und Landtag infor-
mieren aus erster Hand über aktuelle The-

 Informationen aus Gemeinderat und Land-

Wir freuen uns auf einen spannenden 
Abend und eine aktive Teilnahme mit vielen 


